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Satzung

der
Deutsche Telekom AG

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Firma, Sitz und Geschéftsjahr

Die Aktiengesellschaft - nachstehend ,,Gesellschaft” genannt - fuhrt die
Firma Deutsche Telekom AG.

Sie hat ihren Sitz in Bonn.

Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Betatigung im gesamten Bereich
der Telekommunikation, Informationstechnologie, Multimedia, Informa-
tion und Unterhaltung (einschlieBlich Gliicksspiel- oder Wettgeschéft),
der Sicherheitsdienstleistungen, Vertriebs- und Vermittlungsdienstleis-
tungen, des E-Banking, E-Money und sonstiger Zahlungslésungen, des
Inkasso, Factoring und der Empfangs- und Bewachungsleistungen sowie
der mit diesen Bereichen im Zusammenhang stehenden Serviceleistun-
gen und in verwandten Bereichen im In- und Ausland. Dartber hinaus
gehort zum Gegenstand des Unternehmens die Betatigung im Bereich
Venture Capital (Risikokapital), einschlie3lich des Erwerbs, Haltens,
Verwaltens und der VerdulRerung von Venture Capital-Beteiligungen,
insbesondere, aber nicht ausschliel3lich, an Unternehmen, die in den in
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Satz 1 genannten Bereichen t&tig sind. Daneben gehdrt zum Gegenstand

des Unternehmens auch die Betétigung im Bereich Rickversicherung im
Zusammenhang mit den in Satz 1 genannten Bereichen; diese Betatigung
darf nicht unmittelbar durch die Gesellschaft selbst erfolgen.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschéaften und MaRnahmen berechtigt, die
geeignet erscheinen, dem Gegenstand des Unternehmens nach Absatz 1
zu dienen. Sie kann auch andere Unternehmen gleicher oder verwandter
Art im In- und Ausland griinden, erwerben und sich an ihnen beteiligen
sowie solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der Betei-
ligung beschranken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in ver-
bundene Unternehmen ausgliedern.

§3
Beauftragung der Bundesanstalt
fur Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost

Die Gesellschaft lasst Angelegenheiten im Sinne des 8 3 Abs. 1 des Bundesan-
stalt Post-Gesetzes durch die Bundesanstalt fir Post und Telekommunikation
Deutsche Bundespost wahrnehmen. Sie schlief3t zu diesem Zweck entgeltliche
Geschaftsbesorgungsvertrdge mit der Bundesanstalt.
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84
Bekanntmachungen und Informationen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger ver-
Offentlicht.

Die Gesellschaft ist im Rahmen des gesetzlich Zuldssigen berechtigt, In-
formationen an ihre Aktionédre im Wege der Datenferntibertragung zu
ubermitteln.
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I1. Grundkapital und Aktien

85
Hohe und Einteilung des Grundkapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt € 12.189.334.005,76 (in Wor-
ten: zwOIf Milliarden einhundertneunundachtzig Millionen dreihundert-
vierunddreiBig Tausend funf Euro sechsundsiebzig Cent). Es ist einge-
teilt in 4.761.458.596 (in Worten: vier Milliarden siebenhunderteinund-
sechzig Millionen vierhundertachtundftinfzig Tausend flinfhundertsechs-
undneunzig) Stuckaktien.

Der Vorstand ist erméachtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum

30. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu

€ 3.600.000.000 durch Ausgabe von bis zu 1.406.250.000 auf den Na-
men lautende Stiickaktien gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen zu erho-
hen. Die Ermachtigung kann vollstandig oder ein- oder mehrmals in
Teilbetrdgen ausgenutzt werden. Der Vorstand ist ermdchtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats Spitzenbetrdge von dem Bezugsrecht der
Aktiondre auszunehmen. Der Vorstand ist zudem erméchtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionére bei Kapitaler-
hohungen gegen Sacheinlagen auszuschliel3en, um neue Aktien im Rah-
men von Unternehmenszusammenschlissen oder im Rahmen des Er-
werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen, einschlieBlich der Erhohung bestehenden Anteilsbesitzes, o-
der anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang
stehenden einlageféhigen Wirtschaftsgutern, einschlieBlich Forderungen
gegen die Gesellschaft, auszugeben. Jedoch darf der auf neue Aktien, fir
die das Bezugsrecht aufgrund dieser Erméchtigungen ausgeschlossen
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wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zusam-
men mit dem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entféllt
oder auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten
aus Schuldverschreibungen beziehen, die nach Beginn des 31. Mai 2017
unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben bzw. veraufiert worden sind,
20% des Grundkapitals nicht Gberschreiten; maRgeblich ist entweder das
zum 31. Mai 2017, das zum Zeitpunkt der Eintragung der Erméchtigung
oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene
Grundkapital, wobei auf denjenigen der drei genannten Zeitpunkte abzu-
stellen ist, zu dem der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Als Bezugs-
rechtsausschluss ist es auch anzusehen, wenn die Ausgabe bzw. Verau-
Rerung in entsprechender oder sinngeméler Anwendung von § 186 Abs.
3 Satz 4 AktG erfolgt. Der Vorstand ist dariiber hinaus ermachtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und
die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen (Genehmigtes Kapital
2017).

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 1.200.000.000,00, ein-

geteilt in bis zu 468.750.000 Stiickaktien, bedingt erhéht (Bedingtes Ka-

pital 2018). Die bedingte Kapitalerhéhung wird nur insoweit durchge-

fuhrt, wie

(@) die Inhaber bzw. Glaubiger von Optionsschuldverschreibungen,
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente)
mit Options- oder Wandlungsrechten, die von der Deutschen Tele-
kom AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbetei-
ligungsgesellschaften aufgrund des Ermdchtigungsbeschlusses der
ordentlichen Hauptversammlung vom 17. Mai 2018 bis zum
16. Mai 2023 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren
Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder

(b) die aus von der Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des
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Erméchtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung
vom 17. Mai 2018 bis zum 16. Mai 2023 ausgegebenen oder garan-
tierten Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.
Kombinationen dieser Instrumente) Verpflichteten ihre Options-
bzw. Wandlungspflicht erfullen (einschlieBlich des Falls, dass die
Deutsche Telekom AG in Ausiibung eines Tilgungswahlrechts bei
Endfalligkeit ganz oder teilweise an Stelle der Zahlung des falligen
Geldbetrags Aktien der Deutschen Telekom AG gewahrt)

und nicht andere Erfillungsformen eingesetzt werden. Die neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschaftsjahres an, in dem sie durch Austibung
von Options- oder Wandlungsrechten oder durch Erfullung von Options-
bzw. Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist
ermachtigt, 8 5 Abs. 3 der Satzung entsprechend der jeweiligen Inan-
spruchnahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sdmtlicher
Options- bzw. Wandlungsfristen zu andern.

Die Aktien lauten auf den Namen.

Trifft bei einer Kapitalerh6hung der Erh6hungsbeschluss keine Bestim-
mung darlber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen
lauten sollen, so lauten sie auf den Namen.

Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungs-
scheine bestimmt der Vorstand. Ein Anspruch der Aktionére auf Verbrie-
fung ihrer Aktien und Gewinnanteilscheine ist ausgeschlossen, soweit
nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Borse erforderlich ist, an
der die Aktie zugelassen ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienur-
kunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder mehrere
Aktien (Sammelurkunden) verkorpern.



(7) Bei einer Kapitalerhohung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien ab-
weichend von § 60 des Aktiengesetzes bestimmt werden.

I11. Vorstand

§6
Zusammensetzung und Geschaftsordnung

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Ubrigen be-
stimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands.

(2) Die Mitglieder des Vorstands sollen hervorragende Kenner des Telekom-
munikationswesens, der Wirtschaft oder der Unternehmensfiihrung sein.

(3) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es kdnnen stell-
vertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.

(4) Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller VVorstands-
mitglieder eine Geschéftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats
bedarf.

87
Vertretung der Gesellschaft

Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch zwei Mitglieder des Vor-
stands oder durch ein Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit einem Pro-
kuristen. Stellvertretende VVorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertre-
tungsmacht ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich.



§8
Geschaftsfihrung

Der Vorstand fuhrt die Geschafte unter Beachtung der Geschéftsordnung und
des vom Aufsichtsrat gebilligten Geschaftsverteilungsplans.

IV. Aufsichtsrat

§9
Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwanzig Mitgliedern, und zwar zehn Auf-
sichtsratsmitgliedern der Aktiondre und zehn Aufsichtsratsmitgliedern
der Arbeitnehmer. Die Aufsichtsratsmitglieder der Aktiondre werden von
der Hauptversammlung, die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer
werden nach den Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes gewahlt.

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt fur die Zeit bis zur Beendi-
gung der Hauptversammlung, die tber die Entlastung des Aufsichtsrats
flr das vierte Geschéftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschlie3t. Das
Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die
Hauptversammlung kann flr Mitglieder der Aktionare bei der Wahl eine
kirzere Amtszeit bestimmen. Die Wahl eines Nachfolgers eines vor Ab-
lauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds der Aktiondre erfolgt,
soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht ab-
weichend bestimmt, fur den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds.

(3) Mitder Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatz-
mitglied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das
Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass
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ein Nachfolger gewahlt ist. Das Amt eines in den Aufsichtsrat nachge-
rickten Ersatzmitglieds der Aktiondre erlischt, sobald ein Nachfolger flr
das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spatestens mit Ab-
lauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.

Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats konnen ihr
Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vor-
stand zu richtende schriftliche Erklarung unter Einhaltung einer Frist von
vier Wochen niederlegen.

810
Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wahlt nach Maligabe des § 27 Abs. 1 und 2 des Mitbe-
stimmungsgesetzes aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stell-
vertreter flir die in 8 9 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die
Wabhl erfolgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der
Hauptversammlung zu wéhlenden Aufsichtsratsmitglieder der Aktionére
gewahlt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfinden-
den Sitzung. Scheidet der VVorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf
der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl
flr die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Vertreters bildet
der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 des Mitbestim-
mungsgesetzes bezeichneten Aufgaben einen Ausschuss, dem der Vorsit-
zende, sein Stellvertreter sowie je ein von den Mitgliedern der Arbeit-
nehmer und von den Mitgliedern der Aktiondre mit der Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gewahltes Mitglied angehdren.



§11
Geschaftsordnung

Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen
dieser Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschaftsordnung. Die Ge-
schaftsordnung des Aufsichtsrats hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von
Geschéften, insbesondere

e solche, die die Vermdgens-, Finanz- oder Ertragslage der Gesellschaft oder
Risikoexposition der Gesellschaft grundlegend verandern, und

e Grindung, Auflésung, Erwerb oder VerdufRerung von Unternehmensbetei-
ligungen ab einer vom Aufsichtsrat in der Geschéftsordnung festzulegen-
den Grenze

nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden durfen. Der Aufsichtsrat
kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschaf-
ten allgemein oder fur den Fall, dass das einzelne Geschaft bestimmten Best-
immungen genugt, im Voraus erteilen.

8§12
Schweigepflicht

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem
Amt - Uber vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, nament-
lich Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Téatigkeit im
Aufsichtsrat bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren.



(1)

(2)

3)

(4)

()

10

§13
Vergutung

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer ba-
ren Auslagen und der auf die Vergutung und Auslagen anfallenden Um-
satzsteuer eine feste jahrliche Vergltung in H6he von € 70.000,00.

Zusétzlich zu der Vergutung nach Absatz 1 erhalt der Aufsichtsratsvor-
sitzende € 70.000,00, sein Stellvertreter € 35.000,00.

Fir die Téatigkeit in den Ausschiissen des Aufsichtsrats erhalten die Mit-
glieder des Aufsichtsrats zusétzlich

(@) der Vorsitzende des Priifungsausschusses € 80.000,00, jedes andere
Mitglied des Prufungsausschusses € 40.000,00,

(b) der Vorsitzende des Prasidialausschusses € 70.000,00, jedes andere
Mitglied des Présidialausschusses € 30.000,00,

(c) der Vorsitzende des Nominierungsausschusses € 25.000,00, jedes
andere Mitglied des Nominierungsausschusses € 12.500,00,

(d) der Vorsitzende eines anderen Ausschusses € 40.000,00, jedes an-
dere Mitglied eines Ausschusses € 25.000,00. Der Vorsitz und die
Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss bleiben unberticksichtigt.

Darlber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats fir jede Sitzung
des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse, an der sie teilnehmen, ein Sit-
zungsgeld von € 1.000,00.

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nur wéhrend eines Teils
des jeweiligen Geschéftsjahres angehdren, erhalten fiir jeden angefange-
nen Monat ihrer Mitgliedschaft ein Zwolftel der Vergltung. Entspre-
chendes gilt fur die Erhohung der Vergutung fir den Aufsichtsratsvorsit-
zenden und seinen Stellvertreter geméall Absatz 2 sowie fir die Erhohung
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der Vergutung fur die Mitgliedschaft und den Vorsitz in einem Auf-
sichtsratsausschuss gemal Absatz 3.

Die Vergltung nach Absatz 1 sowie das Sitzungsgeld werden nach Ab-
lauf der Hauptversammlung féllig, die den Konzernabschluss fir das je-
weilige Geschaftsjahr entgegennimmt oder ber seine Billigung entschei-
det.

V. Hauptversammlung

8§14
Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deut-
schen Borsenplatz oder in einer deutschen Grof3stadt mit mehr als
250.000 Einwohnern statt.

Die Einberufung muss mit einer Frist von mindestens dreiRig Tagen vor
der Versammlung verlangert um die Tage der Anmeldefrist nach § 16
Abs. 1 im Bundesanzeiger bekannt gemacht werden; dabei werden der
Tag der Versammlung und der Tag der Einberufung nicht mitgerechnet.

§15
Ton- und Bildubertragungen

Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versamm-
lungsleiter die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Ton-
und Bildubertragung in den Fallen ausnahmsweise gestattet, in denen sie
auf Grund ihres Wohnsitzes im Ausland erhebliche Reisen zum Ort der
Hauptversammlung in Kauf nehmen missten.
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Der Vorstand ist ermdchtigt, die vollstandige oder teilweise Bild- und
Tonubertragung der Hauptversammlung zuzulassen.

8§16
Teilnahmerecht und Stimmrecht

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des Stimm-
rechts sind diejenigen Aktiondre berechtigt, die im Aktienregister einge-
tragen sind und sich rechtzeitig bei der Gesellschaft angemeldet haben.
Die Anmeldung bei der Gesellschaft kann auch unter Nutzung eines In-
ternetdialogs erfolgen, wenn und soweit die Gesellschaft einen solchen
hierfur zur Verfugung stellt. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter
der in der Einberufung hierfur mitgeteilten Adresse mindestens sechs
Tage vor der Versammlung zugehen. Der VVorstand bzw. im Fall der Ein-
berufung durch den Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat, kann in der Einberu-
fung der Hauptversammlung eine kiirzere, in Tagen zu bemessende An-
meldefrist bestimmen. Bei der Anmeldefrist werden der Tag der Ver-
sammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung nicht mitgerechnet.

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollméchtigten ausgeiibt werden. In
den Fallen, in denen die Erteilung der Vollmacht nicht dem Anwen-
dungsbereich des § 135 AktG unterliegt, kénnen die Erteilung einer
Vollmacht durch Erkl&rung gegentiber der Gesellschaft oder dem von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, der Widerruf einer solchen
Vollmacht und der Nachweis einer solchen Bevollmdachtigung gegentber
der Gesellschaft auch unter Nutzung eines Internetdialogs erfolgen, wenn
und soweit die Gesellschaft einen solchen hierfur zur Verfugung stellt.
Bereits unmittelbar durch Gesetz eréffnete Formen fiir die Erteilung der
Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollméchtigung ge-
genuber der Gesellschaft werden hierdurch nicht eingeschrénk.
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Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktiondre an der Ver-
sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevoll-
méchtigten teilnehmen und sdmtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz o-
der teilweise im Wege elektronischer Kommunikation austiben kénnen
(Online-Teilnahme).

Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktionare ihre Stimmen,
auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege
elektronischer Kommunikation abgeben dirfen (Briefwahl).

§17
Vorsitz in der Hauptversammlung

Den Vorsitz in der Hauptversammlung fihrt der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats oder im Fall seiner Verhinderung ein anderes vom Aufsichtsrat
zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied der Aktionare.

Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge,
in der die Gegenstande der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die
Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann das Frage- und Rede-
recht der Aktionare zeitlich angemessen beschranken; er kann insbeson-
dere den zeitlichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache
zu den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Rede- oder Fragebei-
trags angemessen festsetzen.

8§18
Beschlussfassung

Jede Stiuckaktie gewahrt in der Hauptversammlung eine Stimme.
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Die Beschliisse werden, soweit nicht zwingende gesetzliche VVorschriften
entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und,
soweit das Gesetz aulRer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vor-
schreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlu3fassung vertre-
tenen Grundkapitals gefalit.

V1. Jahresabschluss und Gewinnverwendung

§19
Jahresabschluss und ordentliche Hauptversammlung

Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschaftsjahres den
Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und
den Konzernlagebericht fiir das vergangene Jahr unverziglich nach ihrer
Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand den
Vorschlag fiir die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vor-
zulegen. 88 298 Abs. 3 und 315 Abs. 3 HGB bleiben unberdhrt.

Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der VVorstand unverziig-
lich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der
ersten acht Monate eines jeden Geschaftsjahres stattzufinden hat. Sie be-
schlieft Giber die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, tber
die Wahl des Abschlussprifers und die Verwendung des Bilanzgewinns.

Vorstand und Aufsichtsrat sind erméchtigt, bei der Feststellung des Jah-
resabschlusses den Jahresiiberschuss, der nach Abzug der in die gesetzli-
che Ricklage einzustellenden Betréage und eines Verlustvortrags ver-
bleibt, zum Teil oder ganz in andere Rucklagen einzustellen. Die Einstel-
lung eines groReren Teils als der Hélfte des Jahresiiberschusses ist nicht
zuléssig, soweit die anderen Gewinnriicklagen nach der Einstellung die
Hélfte des Grundkapitals tibersteigen wirden.
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(4) Der Bilanzgewinn wird an die Aktionare verteilt, soweit die Hauptver-
sammlung nicht eine andere Verwendung beschlief3t.

(5) Die Hauptversammlung kann auch eine Sachausschuttung beschliel3en,
wenn es sich bei den auszuschiittenden Sachwerten um solche handelt,
die auf einem Markt im Sinne von 8§ 3 Abs. 2 AktG gehandelt werden.

VI1I1. Geschaftsaufnahme

8§20
Geschaftsaufnahme

Die Geschéfte der Deutsche Telekom AG werden am 1. Januar 1995 aufge-
nommen. Ab diesem Zeitpunkt gelten die Handlungen der Deutschen Bundes-
post TELEKOM als fur Rechnung der Deutsche Telekom AG vorgenommen.

VII1. Schlussbestimmungen

§21
Ermachtigung zur Anderung der Satzungsfassung

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, Anderungen der Satzung zu beschlieRen, die
nur die Fassung betreffen. Er kann auBerdem die Satzung ohne Beschluss der
Hauptversammlung an neue gesetzliche Vorschriften anpassen, die flr die Ge-
sellschaft verbindlich werden.

Stand nach Eintragung in das Handelsregister am 26. Juni 2018
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	(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 12.189.334.005,76 (in Worten: zwölf Milliarden einhundertneunundachtzig Millionen dreihundertvierunddreißig Tausend fünf Euro sechsundsiebzig Cent). Es ist eingeteilt in 4.761.458.596 (in Worten: vier Mi...
	(2) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 30. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu € 3.600.000.000 durch Ausgabe von bis zu 1.406.250.000 auf den Namen lautende Stückaktien gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen z...
	(3) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 1.200.000.000,00, eingeteilt in bis zu 468.750.000 Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie
	(4) Die Aktien lauten auf den Namen.
	(5) Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie auf den Namen.
	(6) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand. Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien und Gewinnanteilscheine ist ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer...
	(7) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 des Aktiengesetzes bestimmt werden.

	§ 6
	(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands.
	(2) Die Mitglieder des Vorstands sollen hervorragende Kenner des Telekommunikationswesens, der Wirtschaft oder der Unternehmensführung sein.
	(3) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.
	(4) Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf.

	§ 7
	§ 8
	§ 9
	(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwanzig Mitgliedern, und zwar zehn Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und zehn Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer. Die Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre werden von der Hauptversammlung, die Aufsichtsrats...
	(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit b...
	(3) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger gewählt ist. Das A...
	(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen.

	§ 10
	(1) Der Aufsichtsrat wählt nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 2 des Mitbestimmungsgesetzes aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in § 9 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die Hauptve...
	(2) Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Vertreters bildet der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 des Mitbestimmungsgesetzes bezeichneten Aufgaben einen Ausschuss, dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie je ein von...

	§ 11
	§ 12
	§ 13
	(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer baren Auslagen und der auf die Vergütung und Auslagen anfallenden Umsatzsteuer eine feste jährliche Vergütung in Höhe von € 70.000,00.
	(2) Zusätzlich zu der Vergütung nach Absatz 1 erhält der Aufsichtsratsvorsitzende € 70.000,00, sein Stellvertreter € 35.000,00.
	(3) Für die Tätigkeit in den Ausschüssen des Aufsichtsrats erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats zusätzlich
	(4) Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Sitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld von € 1.000,00.
	(5) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nur während eines Teils des jeweiligen Geschäftsjahres angehören, erhalten für jeden angefangenen Monat ihrer Mitgliedschaft ein Zwölftel der Vergütung. Entsprechendes gilt für die Erhöhung der Vergütu...
	(6) Die Vergütung nach Absatz 1 sowie das Sitzungsgeld werden nach Ablauf der Hauptversammlung fällig, die den Konzernabschluss für das jeweilige Geschäftsjahr entgegennimmt oder über seine Billigung entscheidet.

	§ 14
	(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz oder in einer deutschen Großstadt mit mehr als 250.000 Einwohnern statt.
	(2) Die Einberufung muss mit einer Frist von mindestens dreißig Tagen vor der Versammlung verlängert um die Tage der Anmeldefrist nach § 16 Abs. 1 im Bundesanzeiger bekannt gemacht werden; dabei werden der Tag der Versammlung und der Tag der Einberufu...

	§ 15
	(1) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Ton- und Bildübertragung in den Fällen ausnahmsweise gestattet, in denen sie auf Grund ihres Wohnsitzes im Ausland erhebli...
	(2) Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulassen.

	§ 16
	(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig bei der Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung bei der Gesellschaft kann...
	(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. In den Fällen, in denen die Erteilung der Vollmacht nicht dem Anwendungsbereich des § 135 AktG unterliegt, können die Erteilung einer Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesells...
	(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikati...
	(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl).

	§ 17
	(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Fall seiner Verhinderung ein anderes vom Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre.
	(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen besc...

	§ 18
	(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.
	(2) Die Beschlüsse werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des...

	§ 19
	(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für das vergangene Jahr unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. ...
	(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Entlastung des Vor...
	(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Rü...
	(4) Der Bilanzgewinn wird an die Aktionäre verteilt, soweit die Hauptversammlung nicht eine andere Verwendung beschließt.
	(5) Die Hauptversammlung kann auch eine Sachausschüttung beschließen, wenn es sich bei den auszuschüttenden Sachwerten um solche handelt, die auf einem Markt im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG gehandelt werden.

	§ 20
	§ 21

